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zweitens die Nutzung der Agrogentechnik ausdrücklich
nicht verhindern. Eine so dreiste politische Vorgabe für
wissenschaftliche Untersuchungen habe ich noch nicht
erlebt.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Aus meiner Sicht wird die Seehofer’sche Koexistenzga-
rantie damit schleichend zu einer Kontaminationsgaran-
tie.

Der Super-GAU, den wir 2006 hatten – dass gentech-
nisch veränderter Reis aus einem kleinen Versuchsanbau
in den USA weltweit Kontaminationen verursacht hat –,
muss doch jede Illusion von einer Kontrollierbarkeit der
Agrogentechnik zunichte gemacht haben. Die Behaup-
tung, Koexistenz sei auf Dauer möglich, ist daher Etiket-
tenschwindel und Wählertäuschung.

(Beifall bei der LINKEN)

Die SPD-Fraktion hat angesichts dieser Situation ei-
nen vernünftigen Vorschlag gemacht, den wir unterstüt-
zen: Die Bundesregierung soll sich auf europäischer
Ebene dafür einsetzen, dass es möglich wird, gentech-
nikfreie Zonen, Regionen bzw. Länder einzurichten.
Unsere Ratspräsidentschaft bietet dazu eine gute Gele-
genheit. Damit gäbe man zumindest den Menschen, die
diese Risikotechnologie nicht wollen, eine Chance, sich
zur Wehr zu setzen. Eine Alternative wäre, dass der Mi-
nister endlich im Sinne der Mehrheit Politik macht. Aber
da bin ich wenig hoffnungsvoll. 

Recht herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort hat nun der Kollege Ulrich Kelber für die

SPD-Fraktion.

Ulrich Kelber (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und

Herren! Ich möchte den Gesetzentwurf der FDP zur
Gentechnik in Landwirtschaft und Lebensmittelproduk-
tion kurz charakterisieren:

Erstens. Die FDP hat Angst vor Fachargumenten,
weil diese auch einmal gegen die Nutzung von Gentech-
nikpflanzen ausfallen könnten. Anders ist nicht zu erklä-
ren, dass die FDP die Rechte der Fachbehörden aushe-
beln will, mögliche Warner also mundtot machen will. 

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Das ist 
nicht richtig! Das Bundesumweltamt!)

Zweitens. Der Gesetzentwurf der FDP gefährdet Hun-
derttausende Arbeitsplätze in der gentechnikfreien Land-
wirtschaft und Lebensmittelbranche, also 99 Prozent der
gesamten Arbeitsplätze; denn diese stehen in Konkur-
renz mit ausländischen Anbietern. Durch die von der
FDP gegenüber dem Entwurf der Regierung geforderten
kürzeren Vorwarnzeiten hätten Landwirte, wenn ein
Nachbar gentechnisch veränderte Pflanzen anbaut, nicht
mehr die Möglichkeit, mit anderen Lieferbedingungen,

mit anderen Anbauarten zu reagieren. Auf die Land-
wirte, die keine Gentechnikpflanzen anbauen, können
damit Mehrkosten zukommen, die sie in ihrer Konkur-
renzfähigkeit gefährden. Gleichzeitig will die FDP die
Haftung der Gentechnikanbauer gegenüber möglicher-
weise geschädigten Nachbarn unter das im Bürgerlichen
Gesetzbuch übliche Haftungsniveau senken. 

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Nein! 
Das ist nicht richtig!)

Drittens. Der Gesetzentwurf der FDP atmet in jeder
Zeile Misstrauen gegenüber den Bürgerinnen und Bür-
gern.

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: So ein
Quatsch! Das ist doch Blödsinn, was Sie da sa-
gen!)

Es schadet der Glaubwürdigkeit des Staates und übri-
gens auch der Glaubwürdigkeit der Gentechniknutzer,
wenn die Bürger in Zukunft nicht mehr vom Staat erfah-
ren, auf welchen Flächen Gentechnik zum Einsatz
kommt, sondern wenn sie es dem Internet entnehmen
müssen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Beifall beim BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wenn Sie nur die Gemarkung zulassen wollen, aber viele
der wirtschaftlich Berechtigten die Gesamtinformation
bekommen, dann wird sie von dort ins öffentliche Inter-
net gelangen. Dann fragt sich der Bürger: Warum ver-
heimlicht der Staat etwas, was ich woanders erfahren
kann? Es schadet der Glaubwürdigkeit, wenn wir diesen
Weg gehen, und das ohne Not. Denn seit der Einführung
des flurstückgenauen Katasters ist die Zahl der zu verur-
teilenden Feldzerstörungen sogar zurückgegangen. Es
gibt also gar keinen Grund, diesen Weg zu gehen.

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Ja!)

Viertens. Die FDP will den Schutz der Öffentlichkeit
vor Fehlverhalten beim Anbau von gentechnisch verän-
derten Pflanzen verringern. Sie schlägt vor, die Bußgel-
der zu senken.

Fünftens. Die FDP will – das ist der wichtigste Punkt –
auch Ernten, die mit experimentellen, für den Anbau als
Lebensmittel nicht zugelassenen Pflanzen verschmutzt
sind, da auf dem Nachbarfeld ein Versuchsanbau stattge-
funden hat, für den Verzehr freigeben.

(René Röspel [SPD]: Ein übler Trick! –
Gustav Herzog [SPD]: Das verstehen die unter
Verbraucherschutz!)

Das ist Ihr Vorschlag. Sie möchten die Menschen zu Ver-
suchskaninchen machen, und das ohne eindeutige
Kenntnisse im Hinblick auf die Langzeitwirkungen. 

(René Röspel [SPD]: Unverantwortlich!)

Diese Forderung entbehrt jedes gesunden Menschenver-
standes und jeglicher wissenschaftlicher Basis.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Was ist im Hinblick auf die Gesetzesnovelle der
Stand der Dinge? Wir haben einen Kabinettsbeschluss
über die Eckpunkte der Reform gefasst. Es war absolut
sinnvoll, dass der Bundesminister zunächst einmal eine
Abstimmung zwischen den verschiedenen Ressorts
durchgeführt hat.

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Richtig!)

Er hat seine Kolleginnen und Kollegen im Finanzminis-
terium, im Justizministerium und im Gesundheitsminis-
terium gefragt, welche Meinung ihr jeweiliges Ressort
zu seinen Vorschlägen hat.

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die scheinen ja alle nicht geantwortet
zu haben!)

Es ist auch richtig, dass dann der Finanzminister ab-
klärt, was aus finanzieller Sicht zu beachten ist. Von Be-
deutung ist darüber hinaus, dass auch das Justizministe-
rium beteiligt wird. Ich freue mich, wenn ein SPD-
geführtes Justizministerium zum Beispiel sagt, dass es
mit Einschränkungen bei der Haftung nicht einverstan-
den ist, und wenn dies dann auch in der geänderten Fas-
sung der Eckpunkte seinen Ausdruck findet. Genau so
sollte die Ressortabstimmung stattfinden.

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Was hat
Herr Gabriel gesagt? – Ulrike Höfken
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: War Gabriel
krank?)

Jetzt ist der Deutsche Bundestag gefordert, diese Ge-
setzesnovelle zu beraten. Man muss ganz offen sagen:
Es gibt Punkte, über die wir in der Koalition noch disku-
tieren müssen, da wir noch uneins sind. Diese Aspekte
wird jetzt der Bundestag, der Gesetzgeber, klären müs-
sen. Einer dieser Bereiche betrifft die Transparenz. Wir
möchten im Interesse der Verbraucherinnen und Ver-
braucher eine Verbesserung der Transparenz, die für sie
nutzbar ist. Deswegen sind wir für eine Kennzeichnung
aller tierischen Produkte wie Milch und Fleisch, wenn
die Tiere mit gentechnikveränderten Pflanzen gefüttert
wurden.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der LINKEN 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir sind nicht für die sogenannte Prozesskennzeich-
nung, die lediglich dazu führt, dass die Verbraucherin-
nen und Verbraucher verwirrt werden und keine klare
Unterscheidung zwischen den Produkten mehr möglich
ist. Wir werden in dieser Frage den klaren Beschluss un-
seres Parteitags umsetzen.

Wie deutlich geworden ist, sind wir nach wie vor für
die Beibehaltung des flurstückgenauen öffentlichen
Standortregisters. Es gibt keinen Grund, dies aufzuge-
ben.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der LINKEN 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Schwerpunkt der Diskussion innerhalb der Koali-
tion betrifft die Frage: Wie schützen wir die gentechnik-
freie Landwirtschaft, wenn es zum vermehrten Einsatz
gentechnisch veränderter Organismen kommt? Die

Grundsatzentscheidung über den Einsatz von GVOs ist
durch europäisches Recht gefallen; das ist nicht die Auf-
gabe dieser Novelle. Jeder kann hierzu eine private Mei-
nung haben; viele von uns haben sie auch in der Öffent-
lichkeit deutlich gemacht. Es muss darum gehen: Wie
schützen wir die gentechnikfrei arbeitenden Landwirte
vor zusätzlichen Kosten, wenn der Markt von ihnen zum
Beispiel Tests auf Gentechnikfreiheit fordert? Wie schüt-
zen wir sie vor höheren Kosten, wenn mehr GVOs ein-
gesetzt werden, weil sie unterschiedliche Maschinen für
Ernte, Lagerung und Verarbeitung brauchen? Wie schüt-
zen wir sie vor Absatzproblemen, wenn der Lebensmit-
telhandel und die weiterverarbeitende Industrie höhere
Grenzwerte einfordern als die, die im Haftungsrecht vor-
gegeben sind?

Ich freue mich, dass wir uns innerhalb der Koalition
darauf geeinigt haben, dass dies die existenzielle Frage
dieser Gesetzesnovelle ist. Damit hängt natürlich auch
die Wahlfreiheit der Verbraucherinnen und Verbraucher
eng zusammen. Wir werden eine gemeinsame Fachta-
gung durchführen, um sinnvolle Regelungen zu finden.
Die Fragen der Abstandswerte, der Haftungsgrenzwerte,
die verbindlichen gentechnikfreien Regionen und alle
anderen Punkte müssen sich an dieser Problematik
orientieren. Dann kann man sie quantifizieren.

Ich möchte eine kritische Bemerkung machen: Der
vielstimmige Chor aus den Reihen des Koalitionspart-
ners macht die Kompromisssuche natürlich nicht leich-
ter. In Bayern tobt CSU-Generalsekretär Söder durch die
Gegend und macht Vorschläge, für die ich durchaus eine
gewisse persönliche Sympathie habe, die aber schlicht
EU-rechtswidrig sind. Wir können nicht einfach für
zehn Jahre aussteigen. Schließlich haben wir vor einigen
Jahren dem europäischen Recht zugestimmt, das nun
verbindlich ist. Hier in Berlin gibt es aber CSU-Kollegen
– sie sitzen heute in vorderer Reihe und werden wahr-
scheinlich noch sprechen –, die am liebsten den FDP-
Gesetzentwurf unterstützen würden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

In Bayern mag es klappen, für jeden etwas zu haben.
Aber im Deutschen Bundestag wird sich die CSU ir-
gendwann einmal entscheiden müssen; denn hier
schauen die Menschen etwas genauer hin.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben heute schon bei Ihrem ersten Redner,
meine Damen und Herren von der FDP, gemerkt, dass
Sie als seriöser Ansprechpartner in der Gentechnik leider
ausfallen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Bei Ihnen gibt es ein gefährliches Gemisch aus Ideologie
und Lobbyismus, das nicht dem Schutz der Menschen
dient.

Ich freue mich, dass wir heute, nach über drei Mona-
ten, wieder etwas von Ihnen, meine Damen und Herren
von der Linken, zu diesem Thema gehört haben. Als ich
mich gestern auf meine Rede vorbereitet habe, habe ich
festgestellt, dass Ihre letzte Äußerung zu diesem Thema
von Dezember letzten Jahres stammt.
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Bleibt noch unser ehemaliger Koalitionspartner, die
Grünen. Wir haben gemeinsam vor ein paar Jahren ein
gutes Gesetz gemacht. Immerhin sind die Haftungsrege-
lungen so wegweisend, dass sie nun Grundlage für die
vom Minister vorgeschlagene Neuregelung sind. Aber,
meine Damen und Herren von der FDP, auch die Wirt-
schaft lehnt die von Ihnen vorgeschlagenen Änderungen
ab; das ist spannend festzustellen.

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Nein!)

Meine Damen und Herren vom Bündnis/90 Die Grü-
nen, Sie wissen genauso gut wie ich, dass das alte Recht
weder die gentechnikfreie Landwirtschaft noch die Ver-
braucherinnen und Verbraucher vor allen aktuellen Ent-
wicklungen schützt, zum Beispiel dann nicht, wenn die
Schwellenwerte für die Abnahme von Erntegut geringer
sind als die gesetzlichen Kennzeichnungsschwellen-
werte. Daher ist es unehrlich, in der Öffentlichkeit zu
fordern: Verzichtet auf die Novelle! Das bedeutete einen
Verzicht auf den Schutz der gentechnikfreien Landwirt-
schaft. Wir brauchen aber eine richtungweisende No-
velle.

Eines ist ganz klar: 80 Prozent der Menschen wollen
keine Agrogentechnik auf ihrem Teller. Auch Landwirte
und Handel lehnen diese mit breiter Mehrheit ab. Aber
alle wollen, dass die Forschung fortgesetzt wird und dass
die Biotechnologie stärker gefördert wird. Das will auch
die Mehrheit im Deutschen Bundestag. Wir werden da-
für sorgen, dass es Wahlfreiheit gibt und dass man vom
Fortschritt profitiert.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Nun erteile ich das Wort der Kollegin Ulrike Höfken

für die Fraktion des Bündnisses 90/Die Grünen.

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Herr Kollege Kelber, es ist gut, das noch zwei
Anträge der Grünen vorliegen, aus denen Sie ersehen
können, was man über das Gesetz hinaus tun kann.

Meine Damen und Herren von der FDP, für Sie
spricht das, was Sie auf Ihrem Deckblatt zur Einladung
zu Ihrem Kongress „Grüne Gentechnik“ geschrieben ha-
ben: „Wir danken unseren Sponsoren: KWS, Syngenta,
VCI, Lembke“, also den vier großen Agrogentechnik-
vertretern. 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Dazu könnte man sagen: Wes Brot ich ess, des Lied ich
sing. Die FDP tritt für die Freiheit des Verkaufens ein,
während wir, die Grünen, für die Freiheit des Lebens
und die Wahlfreiheit der Verbraucher eintreten. 

Frau Happach-Kasan, wenn Sie sich unser Programm
anschauen, werden Sie feststellen, dass wir die Gentech-
nik sehr differenziert sehen. Wir unterscheiden zwischen

geschlossenen Systemen, die nach unserer Meinung be-
herrschbar sind, und offenen Systemen, den Freisetzun-
gen.

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der

Kollegin Happach-Kasan?

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja.

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Bitte sehr, Frau Happach-Kasan.

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP): 
Liebe Kollegin Höfken, ich finde es gut, dass Sie die

Unterscheidung zwischen geschlossenen und offenen
Systemen angesprochen haben. Aber wir alle erinnern
uns sicherlich noch an den Fall des Humaninsulins, zu-
gelassen 1982. 14 Jahre hat die Genehmigung der Pro-
duktionsstätte gedauert, weil damals unter anderem der
grüne Umweltminister Joseph Fischer in Hessen tätig
war. 1998 wurde die Produktionsphase eingeleitet. Sa-
gen Sie uns doch einmal, wie Sie im Jahr 2000, 18 Jahre
nach der Zulassung von Humaninsulin, dazu gekommen
sind, zwischen geschlossenen und offenen System zu
unterscheiden! Sagen Sie uns einmal, warum Sie erst so
spät eine solche Innovation für die Menschen, die an
Diabetes erkrankt sind, sozusagen als hoffähig anerkannt
haben! Meinen Sie nicht, dass ein bisschen mehr Zu-
kunftszugewandtheit auch für eine grüne Partei ein sinn-
voller Weg in die Zukunft wäre? 

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wir sind zukunftsgewandt, aber nicht blauäugig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Interessant ist doch, wann die Gentechnikgesetze ent-
standen sind. Wir haben doch erst von der alten Bundes-
regierung, an der Sie beteiligt waren, die Gentechnikge-
setze bekommen, als die entsprechenden Aktivitäten in
vieler Hinsicht schon längst liefen. 

Ich denke, es muss so funktionieren: Erst müssen ein
vernünftiger Schutzstandard und die notwendige Regu-
lierung geschaffen werden; dann kann man in die Vollen
gehen. Das berücksichtigen wir sowohl bei den ge-
schlossenen Systemen als auch bei den Freisetzungen.
Dabei kommen wir zu unterschiedlichen Schlüssen,
nämlich das man unter den entsprechenden Vorausset-
zungen das eine tun kann, das andere aber nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zu Ihrem Gesetzentwurf: Die FDP bedankt sich bei
ihren Sponsoren mit einer Eins-zu-eins-Umsetzung ihrer
Interessen, nämlich einer völligen Befreiung der For-
schung von Verantwortung und Sorgfalt. Der Gesetzent-
wurf gipfelt – Frau Tackmann hat es schon erwähnt – in
der völlig rechtswidrigen Forderung, dass jede ver-
seuchte Lebensmittelpflanze, die neben einem For-
schungsfeld aufgewachsen ist, auf den Tellern und im


